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I. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

1 Mit der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung ist die Verwendbarkeit bzw. Anwendbar-
keit des Zulassungsgegenstandes im Sinne der Landesbauordnungen nachgewiesen. 

2 Die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung ersetzt nicht die für die Durchführung von Bau-
vorhaben gesetzlich vorgeschriebenen Genehmigungen, Zustimmungen und Bescheini-
gungen. 

3 Die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung wird unbeschadet der Rechte Dritter, 
insbesondere privater Schutzrechte, erteilt. 

4 Hersteller und Vertreiber des Zulassungsgegenstandes haben, unbeschadet weiter 
gehender Regelungen in den "Besonderen Bestimmungen", dem Verwender bzw. 
Anwender des Zulassungsgegenstandes Kopien der allgemeinen bauaufsichtlichen 
Zulassung zur Verfügung zu stellen und darauf hinzuweisen, dass die allgemeine bauauf-
sichtliche Zulassung an der Verwendungsstelle vorliegen muss. Auf Anforderung sind den 
beteiligten Behörden Kopien der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung zur Verfügung 
zu stellen. 

5 Die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung darf nur vollständig vervielfältigt werden. Eine 
auszugsweise Veröffentlichung bedarf der Zustimmung des Deutschen Instituts für Bau-
technik. Texte und Zeichnungen von Werbeschriften dürfen der allgemeinen bauaufsicht-
lichen Zulassung nicht widersprechen. Übersetzungen der allgemeinen bauaufsichtlichen 
Zulassung müssen den Hinweis "Vom Deutschen Institut für Bautechnik nicht geprüfte 
Übersetzung der deutschen Originalfassung" enthalten. 

6 Die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung wird widerruflich erteilt. Die Bestimmungen der 
allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung können nachträglich ergänzt und geändert wer-
den, insbesondere, wenn neue technische Erkenntnisse dies erfordern. 
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II. BESONDERE BESTIMMUNGEN 

1 Zulassungsgegenstand und Anwendungsbereich 

(1) Gegenstand dieser allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung sind stehende zylind-
rische, einwandige Flachbodenbehälter und entsprechende Auffangvorrichtungen gemäß 
Anlage 1 aus Polyethylen (PE) der Werkstoffklassen PE 80, PE 100 und nach der alten 
Bezeichnung PE-HD, die aus verschweißten Tafeln bestehen und deren Abmessungen 
innerhalb der nachfolgend angegebenen Grenzen liegen: 
− Durchmesser D ≤ 4,0 m (mit D = Durchmesser des Behälters), 
− H/D ≤ 6 (mit H = Höhe des Behälters). 
Die Behälterzylinder dürfen auch in Schalenbauweise (zweischalige Zylindermäntel) her-
gestellt werden. 
Die Behälterdächer sind als Kegeldächer oder Flachdächer (nur bei Aufstellung in Gebäu-
den) ausgeführt. 
Das Volumen der Behälter darf 50 m3 nicht überschreiten. 
(2) Die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung gilt für die Verwendung der Behälter und 
Auffangvorrichtungen in nicht durch Erdbeben gefährdeten Gebieten. 
(3) Die Behälter und Auffangvorrichtungen dürfen in Gebäuden und im Freien aufgestellt 
werden, jedoch nicht in explosionsgefährdeten Bereichen der Zonen 0 und 1. 
(4) Die Behälter dürfen zur drucklosen Lagerung von wassergefährdenden Flüssigkeiten 
mit einem Flammpunkt über 100 °C verwendet werden. Die maximale Betriebstemperatur 
darf 40 °C betragen, sofern in der Medienliste nach Absatz (5) keine Einschränkungen der 
Temperatur vorgesehen sind. Zur Berücksichtigung von Überdrücken oder Unterdrücken, 
die beim drucklosen Betrieb entstehen können, werden Überdrücke von mindestens 
0,005 bar und Unterdrücke von mindestens 0,003 bar angesetzt. 
(5) Flüssigkeiten nach Medienliste 40-1.1 des DIBt1 erfordern keinen gesonderten Nach-
weis der Dichtheit und Beständigkeit des Behälterwerkstoffes. 
(6) Durch diese allgemeine bauaufsichtliche Zulassung entfallen für den Zulassungsge-
genstand die wasserrechtliche Eignungsfeststellung und die Bauartzulassung nach 
§ 19 h WHG2. 

2 Bestimmungen für die Bauprodukte 

2.1 Eigenschaften und Zusammensetzung 
2.1.1 Werkstoffe 

Für alle Formstoffe (extrudierte/gepresste Tafeln und Schweißprofile) dürfen nur die durch 
Handelsname und Hersteller genauer bezeichneten Formmassen, die in einer beim DIBt 
hinterlegten Werkstoffliste aufgeführt sind, verwendet werden. Regranulat dieser Werk-
stoffe ist von der Verwendung ausgeschlossen. 
Die Formstoffe müssen für den Anwendungsfall allgemein bauaufsichtlich zugelassen 
sein bzw. den Anforderungen für extrudierte Tafeln nach DIN EN ISO 14632, PE-HD-1 
(Tafelgruppe 1) oder für gepresste Tafeln nach DIN EN ISO 15527, PE-HD-3.1 (Tafel-
gruppe 3.1) entsprechen.  

2.1.2 Konstruktionsdetails 
Die Konstruktionsdetails müssen den Anlagen 1.1 bis 1.16 entsprechen. 

                                            
1  Medienliste 40-1.1, Stand: Dezember 2000; aus Medienlisten 40. Ausgabe Januar 2004; erhältlich beim Deut-

schen Institut für Bautechnik (DIBt) 
2  Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz – WHG), 19. August 2002 
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2.1.3 Standsicherheitsnachweis 
(1) Die Behälter müssen Wanddicken aufweisen, die durch eine statische Berechnung 
nach Richtlinie DVS 2205-2 (2000-10)3 für den Belastungsfall II nach Richtlinie 
DVS-2205-14 (Abschnitt 6, Tabelle 4, Sicherheitsbeiwerte) oder Richtlinie DVS 2205-2 
(2003-11)5 für den Belastungsfall II (Abschnitt 4, Tabelle 2, Wichtungsbeiwert) ermittelt 
wurden. Die Betriebstemperatur ist gemäß den vorhandenen Betriebsbedingungen fest-
zulegen. Als Mindestbetriebstemperatur ist jedoch 20 °C anzusetzen.   
Bei Einfülltemperaturen von > 10 K über der Betriebstemperatur oder bei intermittierender 
Temperaturbeanspruchung durch das Lagermedium ist die Betriebstemperatur nach 
Richtlinie DVS 2205-1 (Abschnitt 8.2 – Standzeit bei intermittierender Beanspruchung) zu 
ermitteln. Flachdächer müssen Wanddicken aufweisen, die unter Beachtung der Richtlinie 
DVS 2205-2 Beiblatt 36 für den Belastungsfall II ermittelt wurden. 
(2) Auffangvorrichtungen müssen Wanddicken aufweisen, die entsprechend Richtlinie 
DVS 2205-2 Beiblatt 27 ermittelt wurden. Die Auffangvorrichtung muss eine solche Höhe 
aufweisen, dass bei dem in ihr stehenden leeren Behälter bei Aufstellung im Freien durch 
Windlast keine unzulässigen Kippmomente auftreten können. Auf Anlage 5, Abschnitt 4(2) 
wird hingewiesen. Für die Berechnung der Auffangvorrichtungen gelten auch die unter 
Absatz (1) genannten Berechnungsansätze für die Teilsicherheitsbeiwerte sinngemäß. 
(3) Der statischen Berechnung sind die sich nach DIN EN 17788 [Anhang A (normativ) 
unter A.1.1 Zeitstandfestigkeits-Diagramme, Bild 1] bzw. DIN 80759 [Anhang B (informa-
tiv) Bild B.1] ergebenden Vergleichsspannungen zugrunde zu legen.  
Die sich aus den Referenzkennlinien der Zeitstand-Innendruckfestigkeit (Mindestkurven 
nach DIN 8075 für PE 80 und PE 100) ergebenden Festigkeitswerte dürfen nur dann für 
Formmassen der Werkstoffklassen PE 80 oder PE 100 angesetzt werden, wenn diese in 
der Werkstoffliste zur allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung als solche ausgewiesen 
sind.  
Die A4-Werte nach Richtlinie DVS 2205-1 dürfen für Temperaturen ≥ 0 °C mit 1,0 ange-
nommen werden. Alle weiteren in der DIN EN 1778 bzw. DVS 2205-2 angegebenen 
Kennwerte für PE-HD sind auch für die Formmassen der Werkstoffklassen PE 80 und 
PE 100 gültig. 
(4) Bei der Ausführung des untersten Zylinderschusses in Schalenbauweise entspre-
chend Anlage 1.16 ist der statische Nachweis des Zylinders gemäß Richtlinie DVS 2205-2 
mit den nachfolgend genannten Ersatzwanddicken (sz,F*) zu führen: 
− Spannungsnachweis in Umfangsrichtung sz,F* = sz,i + sz,0 
− Spannungsnachweis in Längsrichtung  sz,F* = sz,i + 0,5 sz,0  
− Stabilitätsnachweis    sz,F* = sz,i  
(5) Sofern die Behälter nach Bauordnungsrecht nicht zu den genehmigungsfreien bau-
lichen Anlagen zählen, ist die statische Berechnung durch eine der folgenden Stellen 
prüfen zu lassen: 

                                            
3  Richtlinie DVS 2205-2, Oktober 2000; Berechnung von Behältern und Apparaten aus Thermoplasten; 

Stehende runde, drucklose Behälter 
4  Richtlinie DVS 2205-1, April 2002; Berechnung von Behältern und Apparaten aus Thermoplasten, Kennwerte 
5  Richtlinie DVS 2205-2, November 2003; Berechnung von Behältern und Apparaten aus Thermoplasten; 

Stehende runde, drucklose Behälter 
6  Richtlinie DVS 2205-2, Beiblatt 3, September 2000 bzw. November 2003; Berechnung von Behältern und 

Apparaten aus Thermoplasten; Stehende runde, drucklose Behälter; Flachdächer 
7  Richtlinie DVS 2205-2, Beiblatt 2, November 2003; Berechnung von Behältern und Apparaten aus 

Thermoplasten; Stehende runde, drucklose Behälter; Auffangvorrichtungen 
8  DIN EN 1778, Ausgabe: 1999-12; Charakteristische Kennwerte für Thermoplast-Konstruktionen, Bestimmung 

der zulässigen Spannungen und Moduli für die Berechnung von Thermoplast-Bauteilen; Deutsche Fassung 
EN 1778:1999 

9  DIN 8075, Ausgabe: 1999-08; Rohre aus Polyethylen (PE) – PE 63, PE 80, PE 100, PE-HD; Allgemeine 
Güteanforderungen, Prüfungen 
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− Prüfamt für Baustatik der LGA in Nürnberg, 
− Bautechnisches Prüfamt im Landesamt für Bauen, Verkehr und Straßenwesen, Außen-

stelle Cottbus, 
− Fachhochschule Aachen, Labor für Faserverbundwerkstoffe, Prof. Dr.-Ing. Nonhoff. 
(6) Schweißverbindungen müssen Schweißfaktoren aufweisen, die in der DVS-Richtlinie 
2203 Teil 110 (Tabelle 5: Anforderungen für den Zeitstandzug-Schweißfaktor fs) angege-
ben sind. 
(7) Stutzen im Zylindermantel müssen mindestens SDR 11 entsprechen. Im Dach 
angeordnete Stutzen für flüssigkeitsführende Leitungen müssen mindestens SDR 17,6 
andere im Dach angeordnete Stutzen SDR 51 entsprechen. 

2.1.4 Brandverhalten 
Der Werkstoff Polyethylen (PE-HD, PE 80, PE 100) ist in der zur Anwendung kommenden 
Dicke normal entflammbar (Klasse B2 nach DIN 4102-111). Zur Widerstandsfähigkeit 
gegen Flammeneinwirkungen siehe Abschnitt 3(1). 

2.1.5 Nutzungssicherheit 
(1) Behälter mit einem Rauminhalt von mehr als 2 m3 müssen mit einer Einsteigeöffnung 
ausgerüstet sein (siehe Anlage 1.9). Behälter ohne Einsteigeöffnung müssen eine 
Besichtigungsöffnung mit einem lichten Durchmesser von mindestens 60 mm erhalten. 
Weitere Stutzen für Befüllung, Entleerung, Reinigung usw. sind gemäß den aufgeführten 
Bildern in Anlage 1.10 herzustellen. 
(2) Bei Außenaufstellung der Auffangvorrichtungen ist der Zwischenraum Behälter/ 
Auffangvorrichtung gegen eindringendes Regenwasser gemäß Anlage 1.13 abzudecken. 

2.2 Herstellung, Verpackung, Transport, Lagerung und Kennzeichnung 
2.2.1 Herstellung 

(1) Die Herstellung muss nach der beim DIBt hinterlegten Herstellungsbeschreibung 
erfolgen. 
(2) Außer der in der Herstellungsbeschreibung aufgeführten Maßgaben sind die Anfor-
derungen nach Anlage 3, Abschnitt 1 einzuhalten. 
(3) Die Behälter dürfen nur im Werk Roos & Co. GmbH, Am Alten Galgen 9; 
56410 Montabaur, hergestellt werden. 

2.2.2 Verpackung, Transport, Lagerung 
Verpackung, Transport und Lagerung müssen gemäß Anlage 3, Abschnitt 2, erfolgen. 

2.2.3 Kennzeichnung 
Behälter und Auffangvorrichtungen müssen vom Hersteller mit dem Übereinstimmungs-
zeichen (Ü-Zeichen) nach den Übereinstimmungszeichen-Verordnungen der Länder ge-
kennzeichnet werden. Die Kennzeichnung darf nur erfolgen, wenn die Voraussetzungen 
nach Abschnitt 2.3 erfüllt sind. 
Außerdem hat der Hersteller die Behälter gut sichtbar und dauerhaft mit folgenden Anga-
ben zu kennzeichnen: 
− Herstellungsnummer, 
− Herstellungsjahr, 
− Rauminhalt in m3 bei zulässiger Füllhöhe (gemäß ZG-ÜS12), 
− Werkstoff (PE-HD, PE 80 oder PE 100) 
− zulässige Betriebstemperatur (bei nicht atmosphärischen Bedingungen), 

                                            
10  Richtlinie DVS 2203 Teil 1, Januar 2003; Prüfen von Schweißverbindungen aus thermoplastischen 

Kunststoffen 
11  DIN 4102 –1, Mai 1998; Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen 
12  Zulassungsgrundsätze für Überfüllsicherungen in DIBt Zulassungsgrundsätze für Sicherheitseinrichtungen 

von Behältern und Rohrleitungen (ZG-ÜS), Stand: Januar 1996 
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− zulässiger Füllungsgrad oder Füllhöhe (entsprechend dem zulässigen Füllungsgrad), 
− zulässige Volumenströme beim Befüllen und Entleeren, 
− Hinweis auf drucklosen Betrieb, 
− zulässiger Belastungswert in kN/m3 (Produkt aus Dichte, Erdbeschleunigung und 

Abminderungsfaktor A2 für Medieneinwirkung), 
− Außenaufstellung nicht zulässig / zulässig (entsprechend statischer Berechnung). 
Die Auffangvorrichtungen sind entsprechend mit den folgenden Angaben zu kennzeich-
nen: 
− Herstellungsnummer, 
− Herstellungsjahr, 
− Rauminhalt in m3, 
− Werkstoff (PE-HD, PE 80 oder PE 100) 
− zulässiger Belastungswert in kN/m3 (Produkt aus Dichte, Erdbeschleunigung und 

Abminderungsfaktor A2 für Medieneinwirkung), 
− Außenaufstellung nicht zulässig / zulässig (entsprechend statischer Berechnung). 

2.3 Übereinstimmungsnachweis 
2.3.1 Allgemeines 

(1) Die Bestätigung der Übereinstimmung der Behälter und Auffangvorrichtungen mit den 
Bestimmungen dieser allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung muss für jedes Herstell-
werk mit einem Übereinstimmungszertifikat auf der Grundlage einer werkseigenen Pro-
duktionskontrolle und einer regelmäßigen Fremdüberwachung einschließlich einer Erst-
prüfung der Behälter und Auffangvorrichtungen nach Maßgabe der folgenden Bestim-
mungen erfolgen. 
(2) Für die Erteilung des Übereinstimmungszertifikats und für die Fremdüberwachung 
einschließlich der dabei durchzuführenden Produktprüfungen hat der Hersteller der 
Behälter und Auffangvorrichtungen eine hierfür anerkannte Zertifizierungsstelle sowie eine 
hierfür anerkannte Überwachungsstelle einzuschalten. 
(3) Dem Deutschen Institut für Bautechnik ist von der Zertifizierungsstelle eine Kopie des 
von ihr erteilten Übereinstimmungszertifikats zur Kenntnis zu geben.  
Dem Deutschen Institut für Bautechnik ist zusätzlich eine Kopie des Erstprüfberichts zur 
Kenntnis zu geben. 

2.3.2 Werkseigene Produktionskontrolle 
(1) In jedem Herstellwerk ist eine werkseigene Produktionskontrolle einzurichten und 
durchzuführen. Unter werkseigener Produktionskontrolle wird die vom Hersteller vorzu-
nehmende kontinuierliche Überwachung der Produktion verstanden, mit der dieser sicher-
stellt, dass die von ihm hergestellten Bauprodukte den Bestimmungen dieser allgemeinen 
bauaufsichtlichen Zulassung entsprechen. 
(2) Die werkseigene Produktionskontrolle soll mindestens die in Anlage 4, Abschnitt 1, 
aufgeführten Maßnahmen einschließen. 
(3) Die Ergebnisse der werkseigenen Produktionskontrolle sind aufzuzeichnen und 
auszuwerten. Die Aufzeichnungen müssen mindestens folgende Angaben enthalten: 
− Bezeichnung des Bauprodukts bzw. des Ausgangsmaterials und der Bestandteile, 
− Art der Kontrolle oder Prüfung, 
− Datum der Herstellung und der Prüfung des Bauprodukts bzw. des Ausgangsmaterials, 
− Ergebnis der Kontrollen und Prüfungen und Vergleich mit den Anforderungen, 
− Unterschrift des für die werkseigene Produktionskontrolle Verantwortlichen. 
(4) Die Aufzeichnungen sind mindestens fünf Jahre aufzubewahren und der für die 
Fremdüberwachung eingeschalteten Überwachungsstelle vorzulegen. Sie sind dem 
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Deutschen Institut für Bautechnik und der zuständigen obersten Bauaufsichtsbehörde auf 
Verlangen vorzulegen. 
(5) Bei ungenügendem Prüfergebnis sind vom Hersteller unverzüglich die erforderlichen 
Maßnahmen zur Abstellung des Mangels zu treffen. Behälter und Auffangvorrichtungen, 
die den Anforderungen nicht entsprechen, sind so zu handhaben, dass Verwechslungen 
mit übereinstimmenden ausgeschlossen werden. Nach Abstellung des Mangels ist 
- soweit technisch möglich und zum Nachweis der Mängelbeseitigung erforderlich - die 
betreffende Prüfung unverzüglich zu wiederholen. 

2.3.3 Fremdüberwachung 
(1) In jedem Herstellwerk ist die werkseigene Produktionskontrolle durch eine Fremd-
überwachung entsprechend Anlage 4, Abschnitt 2 (2) regelmäßig zu überprüfen, mindes-
tens jedoch zweimal jährlich. 
(2) Im Rahmen der Fremdüberwachung ist eine Erstprüfung der Behälter und Auffangvor-
richtungen entsprechend Anlage 4, Abschnitt 2(1) durchzuführen. Darüber hinaus können 
auch Proben für Stichprobenprüfungen entnommen werden. Die Probenahme und Prüfun-
gen obliegen jeweils der anerkannten Überwachungsstelle. 
(3) Die Ergebnisse der Zertifizierung und Fremdüberwachung sind mindestens fünf Jahre 
aufzubewahren. Sie sind von der Zertifizierungsstelle bzw. der Überwachungsstelle dem 
Deutschen Institut für Bautechnik und der zuständigen obersten Bauaufsichtsbehörde auf 
Verlangen vorzulegen. 

3 Bestimmungen für Entwurf und Bemessung 

(1) Da die Behälter und Auffangvorrichtungen nach dieser allgemeinen bauaufsichtlichen 
Zulassung nicht dafür ausgelegt sind, einer Brandeinwirkung von 30 Minuten Dauer zu 
widerstehen ohne undicht zu werden, sind bei Entwurf und Bemessung der Anlage geeig-
nete Maßnahmen vorzusehen, um eine Brandübertragung aus der Nachbarschaft oder 
eine Entstehung von Bränden in der Anlage selbst zu verhindern. Hierzu zählen: 
− ein geeignetes Löschkonzept (Brandmeldeeinrichtung in Verbindung mit Werkfeuer-

wehr, automatische Löschanlage), 
− Verringerung der Brandlast in der Anlage, 
− ausreichend große Abstände zu Anlagen mit brennbaren Flüssigkeiten und zu Gebäu-

den und Betriebsteilen mit hohen Brandlasten (als Anhalt: > 10 m), 
− brandschutztechnische Bemessung der Gebäude oder der Umschließungsbauteile der 

Anlage nach DIN 18230-113 (bei Anlagen in Gebäuden). 
Die Maßnahmen sind im Einvernehmen mit der Bauaufsichtsbehörde und der Feuerwehr 
festzulegen. 
(2) Die Bedingungen für die Aufstellung der Behälter und gegebenenfalls zugehörigen 
Auffangvorrichtungen sind den wasser-, arbeitsschutz- und baurechtlichen Vorschriften zu 
entnehmen.  
Es sind außerdem die Anforderungen gemäß Anlage 5 einzuhalten. 
(3) Die Behälter und Auffangvorrichtungen sind gegen Beschädigungen durch anfah-
rende Fahrzeuge zu schützen, z. B. durch geschützte Aufstellung, einen Anfahrschutz 
oder, bei Behältern, durch Aufstellen in einem geeigneten Auffangraum. 

4 Bestimmungen für die Ausführung 

(1) Bei der Aufstellung der Behälter und Auffangvorrichtungen ist Anlage 5 zu beachten. 
(2) Der Betreiber einer Lageranlage ist verpflichtet, mit dem Einbauen bzw. Aufstellen der 
Behälter und Auffangvorrichtungen nur solche Betriebe zu beauftragen, die für diese 

                                            
13  DIN 18230-1, Mai 1998; Baulicher Brandschutz im Industriebau - Rechnerisch erforderliche 

Feuerwiderstandsdauer 
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Tätigkeiten Fachbetriebe im Sinne von § 19 l WHG sind, es sei denn, die Tätigkeiten sind 
nach landesrechtlichen Vorschriften von der Fachbetriebspflicht ausgenommen oder der 
Hersteller der Behälter führt diese Tätigkeiten mit eigenem sachkundigen Personal aus. 
(3) Maßnahmen zur Beseitigung von Schäden sind im Einvernehmen mit dem Sachver-
ständigen nach Wasserrecht oder der Zertifizierungsstelle zu treffen. 

5 Bestimmungen für Nutzung, Unterhalt, Wartung, Prüfung 

5.1 Nutzung 
5.1.1 Ausrüstung der Behälter 

(1) Die Bedingungen für die Ausrüstung der Behälter sind den wasser-, bau- und arbeits-
schutzrechtlichen Vorschriften zu entnehmen. Sofern für die Ausrüstung keine wasser- 
bzw. baurechtlichen Vorschriften existieren, ist der Abschnitt 9 der TRbF 2014 zu beach-
ten. 
(2) Wenn der Einbau einer Leckagesonde erforderlich ist, ist eine Leckagesonde mit 
allgemeiner bauaufsichtlicher Zulassung zu verwenden. 

5.1.2 Lagerflüssigkeiten 
(1) Die Behälter dürfen für Lagerflüssigkeiten gemäß Medienliste 40-1.1 des DIBt vom 
Dezember 2000 verwendet werden. 
(2) Behälter, die im Auffangraum aufgestellt werden, dürfen auch zur Lagerung anderer 
Flüssigkeiten als nach der unter Absatz (1) genannten Medienliste verwendet werden, 
wenn im Einzelfall durch Gutachten eines vom DIBt vorgeschriebenen Sachverständi-
gen15 nachgewiesen wird (z.B. nach Abschnitt 3.3.3 Zeitstandversuche nach BPG16), 
dass die beim statischen Nachweis zu berücksichtigenden Abminderungsfaktoren A2 nicht 
größer als 1,4 sind. Vom Nachweis durch Gutachten sind ausgeschlossen: 
- Flüssigkeiten mit Flammpunkten ≤ 100 °C 
- Explosive Flüssigkeiten (Klasse 1 nach GGVS17 /GGVE18) 
- Selbstentzündliche Flüssigkeiten (Klasse 4.2 nach GGVS/GGVE) 
- Flüssigkeiten, die in Berührung mit (Klasse 4.3 nach GGVS/GGVE)  

Wasser entzündliche Gase bilden 
- Organische Peroxide (Klasse 5.2 nach GGVS/GGVE) 
- Ansteckungsgefährliche und (Klasse 6.2 nach GGVS/GGVE)  

ekelerregende Flüssigkeiten 
- Radioaktive Flüssigkeiten (Klasse 7 nach GGVS/GGVE) 
- Blausäure und Blausäurelösungen,  

Metallcarbonyle, Brom 
(3) Bei Lagerflüssigkeiten, für die wiederkehrende Prüfungen (WP) vorgesehen sind, 
müssen die Maßgaben unter Abschnitt 5.3 (Prüfungen), Absatz (3), beachtet werden. 

5.1.3 Nutzbares Behältervolumen 
Der zulässige Füllungsgrad der Behälter darf 95% nicht übersteigen, wenn nicht nach 
Maßgabe der TRbF 20, Nr. 9.3.2.2, ein anderer Füllungsgrad nachgewiesen oder einzu-
halten ist. Die Überfüllsicherung ist dementsprechend einzurichten. 

5.1.4 Unterlagen 
Dem Betreiber der Anlage sind vom Hersteller der Behälter bzw. der Auffangvorrichtun-
gen folgende Unterlagen auszuhändigen: 

                                            
14  TRbF 20, April 2001; Technische Regeln für brennbare Flüssigkeiten; Läger 
15  Informationen sind beim DIBt erhältlich 
16  BPG, Bau- und Prüfgrundsätze für oberirdische Behälter und Behälterteile aus Thermoplasten (Dezember 1984) 
17  GGVS: Gefahrgutverordnung Straße 
18  GGVE: Gefahrgutverordnung Eisenbahn 
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− Abdruck der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung oder ihres genehmigten Auszu-
ges, 

− Abdruck der geprüften statischen Berechnung mit Prüfbericht, 
− Abdruck des gegebenenfalls benötigten Gutachtens nach Abschnitt 5.1.2(2). 

5.1.5 Betrieb 
(1) Der Betreiber hat vor Inbetriebnahme der Behälter an geeigneter Stelle ein Schild 
anzubringen, auf dem die gelagerte Flüssigkeit einschließlich ihrer Dichte und Konzentra-
tion angegeben ist.  
Die Kennzeichnung nach anderen Rechtsbereichen bleibt unberührt. 
(2) Wer eine Anlage befüllt oder entleert, hat diesen Vorgang zu überwachen und vor 
Beginn der Arbeiten die nachfolgenden Bestimmungen zu beachten. 
(3) Vor dem Befüllen ist zu überprüfen, ob das einzulagernde Medium dem zulässigen 
Medium entspricht, wie viel Lagerflüssigkeit der Behälter aufnehmen kann und ob die 
Überfüllsicherung in ordnungsgemäßem Zustand ist. 
(4) Die Betriebstemperatur der Lagerflüssigkeiten darf die Betriebstemperatur, für die der 
statische Nachweis geführt wurde, nicht überschreiten. Hierbei dürfen kurzzeitige Tempe-
raturüberschreitungen um 10 K über die Betriebstemperatur (z.B. durch höhere Tempe-
ratur der Lagerflüssigkeiten beim Einfüllen) außer Betracht bleiben. 
(5) Der max. Volumenstrom beim Befüllen beträgt 1200 l/min. Hierbei darf kein unzulässi-
ger Überdruck im Behälter auftreten.  
Der Füllvorgang ist ständig zu überwachen. 
(6) Die ggf. verwendete Leckagesonde gemäß Abschnitt 5.1.1 (2) ist in ständiger Alarm-
bereitschaft zu betreiben. 
(7) Die Dächer der Behälter dürfen planmäßig nicht begangen werden. 

5.2 Unterhalt, Wartung 
(1) Der Betreiber einer Lageranlage ist verpflichtet, mit dem Instandhalten und Instand-
setzen der Behälter und Auffangvorrichtungen nur solche Betriebe zu beauftragen, die für 
diese Tätigkeiten Fachbetriebe im Sinne von § 19 l WHG sind, es sei denn, die Tätigkei-
ten sind nach landesrechtlichen Vorschriften von der Fachbetriebspflicht ausgenommen, 
oder der Hersteller der Behälter führt die Tätigkeiten mit eigenem sachkundigen Personal 
aus. 
(2) Beim Instandhalten/Instandsetzen sind Werkstoffe nach Abschnitt 2.1.1 zu verwenden 
und Fertigungsverfahren anzuwenden, die in der Herstellungsbeschreibung beschrieben 
sind. 
(3) Maßnahmen zur Beseitigung von Schäden sind im Einvernehmen mit dem Sachver-
ständigen nach Wasserrecht oder der Zertifizierungsstelle zu klären. 
(4) Der Betreiber einer Lageranlage ist verpflichtet, mit dem Reinigen der Behälter nur 
solche Betriebe zu beauftragen, die für diese Tätigkeiten Fachbetriebe im Sinne von § 19 l 
WHG sind, es sei denn, die Tätigkeiten sind nach landesrechtlichen Vorschriften von der 
Fachbetriebspflicht ausgenommen.  
Bei der Reinigung des Innern von Behältern aus Produktionsgründen oder für eine 
Inspektion sind die nachfolgenden Punkte zu beachten: 
1. Behälter restlos leeren, vor allem bei Medien, die bei Verdünnung mit Wasser 
Reaktionswärme entwickeln.  
Zur Reduzierung eventueller Reaktionswärme dafür sorgen, dass sofort große Wasser-
mengen zugeführt werden können (Schlauchdurchmesser ≥ 2 Zoll).  
2. Bei wasserlöslichen oder mit Wasser emulgierbaren Flüssigkeiten mit Wasser 
abspritzen. Bei eventuellen Ablagerungen Behälter mit bis zu 10 K über der zulässigen 
Betriebstemperatur warmem Wasser füllen. Nach einigen Stunden Einwirkungszeit entlee-
ren. Eventuell noch feste Rückstände mit Spachtel aus Holz oder Kunststoff ohne 
Beschädigung der Innenfläche des Behälters entfernen. Keine Werkzeuge oder Bürsten 
aus Metall verwenden.  
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3. Die Unfallverhütungsvorschriften sowie die jeweiligen Vorschriften für die Verarbei-
tung chemischer Reinigungsmittel und die Beseitigung anfallender Reste müssen beach-
tet werden. 

5.3 Prüfungen 
(1) Der Betreiber hat mindestens einmal wöchentlich die Behälter einschließlich der 
gegebenenfalls vorhandenen Auffangvorrichtungen durch Inaugenscheinnahme auf 
Dichtheit zu überprüfen. Sobald Undichtheiten entdeckt werden, ist die Anlage außer 
Betrieb zu nehmen und der schadhafte Behälter gegebenenfalls zu entleeren. 
(2) Die Prüfung der Funktionsfähigkeit der gegebenenfalls vorhandenen Leckagesonde 
ist nach den Bestimmungen der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung für die Lecka-
gesonde durchzuführen.  
(3) Der Betreiber hat zu veranlassen, dass bei der Lagerung von Medien nach 
Abschnitt 5.1.2, bei denen wiederkehrende Prüfungen der Behälter gefordert werden, die 
Behälter vor Inbetriebnahme und wiederkehrend entsprechend den Vorgaben eines für 
Kunststofffragen zuständigen Sachverständigen nach Wasserrecht einer Innenbesichti-
gung unterzogen werden. 
(4) Prüfungen nach anderen Rechtsbereichen bleiben unberührt. 

 
 
Dr.-Ing. Kanning Beglaubigt 


